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Wirtschaftsbeziehungen
Schmucker, Claudia; Wolff, Guntram B.

Veröffentlichungsversion / Published Version
Stellungnahme / comment

Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Schmucker, C., & Wolff, G. B. (2022). Risikomanagement in den europa ̈isch-chinesischen Wirtschaftsbeziehungen.
(DGAP Policy Brief, 34). Berlin: Forschungsinstitut der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik e.V.. https://nbn-
resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-85173-2

Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer CC BY-NC-ND Lizenz
(Namensnennung-Nicht-kommerziell-Keine Bearbeitung) zur
Verfügung gestellt. Nähere Auskünfte zu den CC-Lizenzen finden
Sie hier:
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de

Terms of use:
This document is made available under a CC BY-NC-ND Licence
(Attribution-Non Comercial-NoDerivatives). For more Information
see:
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0

http://www.ssoar.info
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-85173-2
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-85173-2
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0


POLICY BRIEF

Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik e. V.

Risikomanagement  
in den europäisch-
chinesischen  
Wirtschafts-
beziehungen

Vor dem Hintergrund der Reise von Bundeskanzler Scholz nach 
Peking müssen Deutschland und die EU ihre Haltung gegenüber 
China grundlegend überdenken. Dies umso mehr, als die Kommu-
nistische Partei Chinas (KPCh) auf dem jüngsten Parteitag ihre 
unangefochtene autoritäre Macht weiter gefestigt hat. Um auf eine 
mögliche Eskalation der geopolitischen Spannungen mit China vor-
bereitet zu sein, muss Deutschland Lehren ziehen und kritische 
Abhängigkeiten sowie Unternehmensrisiken überprüfen. 

	– Deutsche und europäische Unternehmen brauchen Notfallpläne, 
um im Falle größerer geopolitischer und wirtschaftlicher Turbu-
lenzen weiter funktionsfähig zu bleiben. 

	– Regierungen und Unternehmen müssen die übermäßige Kon-
zentration von Risiken bei bestimmten Produkten und Sektoren 
überprüfen. Das Risikomanagement von Unternehmen allein 
ist unzureichend, erforderlich sind auch industriepolitische 
Maßnahmen. 

	– Regierungen müssen bei bestimmten Produkten, Technologien 
und kritischer Infrastruktur nationale Sicherheitsbedenken 
einkalkulieren.
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EINLEITUNG

Chinas wirtschaftlicher Aufstieg in den vergange-
nen Jahrzehnten war eine Erfolgsgeschichte, nicht 
nur für das Land selbst, sondern auch für den Rest 
der Welt. Da das politische System der Volksrepublik 
jedoch immer repressiver und die Rolle des Staates 
immer stärker wird, werden in der EU zunehmend 
Stimmen laut, die eine Reduzierung der Handels- 
und Investitionsbeziehungen mit China fordern und 
stattdessen „Friendshoring“ – sprich die Beschaffung 
von Waren bei Verbündeten – oder sogar „Homesho-
ring“ befürworten – die Verlagerung auf die heimi-
sche Produktion.  

Beide Ansätze wären jedoch nicht nur kostspielig, 
sondern könnten sogar die Risiken weiter erhöhen 
und die europäische Wirtschaft noch anfälliger ma-
chen. China ist ein wichtiger Handels- und Investiti-
onspartner, der erheblich zum Wirtschaftswachstum 
beiträgt, indem er für westliche Unternehmen und 
Volkswirtschaften Arbeitsplätze schafft und er-
schwingliche Waren liefert. Darüber hinaus ist Chi-
na ein wichtiger Hersteller von Technologien, von 
denen einige für Europas Grünen Deal unerläss-
lich sind. Während die Entflechtung der wirtschaft-
lichen Beziehungen einige Risiken verringern kann, 
können durch den Verlust der Diversifizierung an-
dere entstehen. Aus geopolitischer Sicht betrachtet 
werden durch willkürliche Friendshoring-Konzep-
te viele Entwicklungsländer als Geschäftspartner 
ausgeschlossen, darunter auch strategisch wichtige 
Länder. Kurz gesagt, ein Wechsel zum Friendshoring 
würde mehr Probleme als Lösungen bringen. 

Nichtsdestotrotz muss klar sein: Das Festhalten am 
Status quo ist keine Option. Diese Botschaft muss 
der deutsche Bundeskanzler Olaf Scholz bei seinem 
Besuch in Peking im November vermitteln – dem 
ersten Besuch eines Staatsoberhaupts der G7 seit 
Beginn der Pandemie. Entscheidend ist hierbei die 
europäische Geschlossenheit. Es wäre ein schwe-
rer Fehler, wenn Scholz die Politik des Wandels durch 
Handel fortsetzen würde, die ein Leitprinzip der Re-
gierungszeit unter Angela Merkel war. Chinas Wirt-
schafts- und Regierungsmodell schafft geopolitische 
Risiken, die so groß geworden sind, dass sie nicht 
mehr ignoriert werden können. Deutschland und Eu-
ropa sollten angemessen und einheitlich reagieren 
und sich auf die Bewältigung kritischer wirtschaft-

1   	 WTO, Evolution of Trade under the WTO,  
https://www.wto.org/english/res_e/statis_e/trade_evolution_e/evolution_trade_wto_e.htm (abgerufen am 13. Oktober 2022).

2   	 Siehe zum Beispiel Mavroidis und Sapir, 2021, China and the WTO, Princeton University Press.

licher Risiken konzentrieren, die sich aus schweren 
geopolitischen Turbulenzen ergeben könnten.

Anstatt über Konzepte wie Friendshoring zu debat-
tieren, schlagen wir eine dreigleisige Strategie auf 
der Grundlage der folgenden Punkte vor: 

•	Risikomanagement von Unternehmen durch klare 
Botschaften der Regierung

•	Verringerung von Risiken, die durch zu große 
Abhängigkeit von bestimmten Gütern entstehen, 
sowie Überprüfung der Sicherheitsrisiken von 
Gütern, die sowohl zivil als auch militärisch genutzt 
werden

•	Modernisierung der industriepolitischen Strategie

DER STAND DER HANDELS- UND 
INVESTITIONSBEZIEHUNGEN

Das Volumen und der Wert des Welthandels sind 
seit der Gründung der WTO im Jahr 1995 drastisch 
gestiegen. China war ein wichtiger Faktor für die-
ses Wachstum (siehe Abbildung 1).1 Die chinesische 
Wirtschaft ist in den letzten Jahrzehnten in beein-
druckendem Tempo gewachsen und hat dabei ih-
ren Anteil am weltweiten BIP beinahe auf das Niveau 
der USA erhöht. Verbraucher in aller Welt haben von 
preiswerten chinesischen Produkten profitiert, und 
fast 800 Millionen Chinesinnen und Chinesen konn-
ten so in den letzten 40 Jahren der Armut entkom-
men. Europäische und deutsche Unternehmen haben 
nach China exportiert, was sowohl Aktionärinnen 
und Aktionären als auch Arbeitnehmenden wesent-
lich zugutekam.

Heutzutage ist es allerdings nicht mehr sinnvoll, die 
Beziehungen zu China allein über den Handel zu de-
finieren. Enge Beziehungen zu einer Volkswirtschaft, 
in der eine einzige Partei die Regierung und viele 
Unternehmen dominiert, verursacht wirtschaftliche 
und politische Kosten für die Handels- und Investi-
tionspartner. Das aktuelle chinesische Wirtschafts-
modell steht im Widerspruch zu den impliziten und 
expliziten Annahmen, die der ursprünglichen Ver-
einbarung über den WTO-Beitritt Chinas zugrunde 
lagen.2 Die wirtschaftlichen Wachstumsaussichten 
der Volksrepublik haben sich erheblich abgekühlt, 
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und die offiziellen Statistiken über die Wirtschafts-
leistung des Landes sind zunehmend verzerrt, was 
darauf hindeutet, dass die Wachstumsaussichten 
viel ungünstiger sind als allgemein angenommen.3 
Die Null-Covid-Strategie des Landes hat zu Unter-
brechungen der Lieferketten geführt. Auch geo-
politische Unwägbarkeiten müssen berücksichtigt 
werden, zum Beispiel die Krise in den Beziehungen 
zu Taiwan. Beim Umgang mit China müssen somit 
die wirtschaftlichen Vorteile gegen die genannten 
Kosten abgewogen werden. Da die geopolitischen 
Spannungen weiter zunehmen werden, stehen deut-
sche und europäische Unternehmen nun vor schwie-
rigen Entscheidungen. 

DIE WIRTSCHAFTLICHEN 
VERFLECHTUNGEN ZWISCHEN 
DER EU UND CHINA

Die EU und China unterhalten enge Handelsbezie-
hungen, die in den letzten Jahren erheblich ausge-
baut wurden (siehe Abbildung 2). 

3   	 Siehe zum Beispiel Brad Setser, https://twitter.com/Brad_Setser/status/1584362527743672320 (abgerufen am 24. Oktober 2022)

4   	 Eurostat, China-EU - International Trade in Goods Statistics, Februar 2022: https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.
php?title=China-EU_-_international_trade_in_goods_statistics (abgerufen am 19. Oktober 2022).

5   	 Europäische Kommission, GD Handel, Europäische Union, Warenhandel mit China,  
https://webgate.ec.europa.eu/isdb_results/factsheets/country/details_china_en.pdf (abgerufen am 11. Oktober 2022).

China war 2021 mit Exporten im Wert von 224 Mil-
liarden Euro der drittgrößte Markt für europäische 
Waren (nach den Vereinigten Staaten und dem Ver-
einigten Königreich) mit einem Anteil von 23 Prozent 
an den gesamten EU-Ausfuhren. Auch für Deutsch-
land ist China nach den USA das zweitgrößte Export-
ziel. Auf Deutschland entfallen mehr als 45 Prozent 
der EU-Ausfuhren nach China.4 Bei den Importen in 
die EU steht China an erster Stelle (473 Milliarden 
Euro). Insgesamt ist China der wichtigste Handels-
partner der EU, wobei die EU ein erhebliches, wach-
sendes Handelsdefizit mit China hat. 

Im Warenverkehr gibt es keine Anzeichen für ei-
ne Entkopplung – im Gegenteil, der Handel hat im 
letzten Jahr nach einer Abkühlung während der Co-
vid-19-Pandemie wieder deutlich zugenommen. Die 
Pandemie führte in der ersten Hälfte des Jahres 2020 
zu einem Rückgang des internationalen Warenhan-
dels. Die Ein- und Ausfuhren der EU erholten sich je-
doch und erreichten 2021 ein Rekordhoch.5 Was den 
Dienstleistungsverkehr mit China angeht, so ver-
zeichnet die EU hingegen einen Handelsüberschuss.

1 – ENTWICKLUNG DES WELTHANDELS 1990-2020  
IN MILLIARDEN US-DOLLAR 2021 

4.346

Quelle: WTO, https://www.wto.org/english/res_e/statis_e/trade_evolution_e/evolution_trade_wto_e.htm  
(abgerufen am 13. Oktober 2022).

4.000

Volumen-Index: 1950=100

3.000

2.000

1.000

1990 1995 2000 2005 2010 2015 2020



4

POLICY BRIEF

Nr. 34 | ﻿

Risikomanagement in den europäisch-chinesischen Wirtschaftsbeziehungen

Ausländische Direktinvestitionen (ADI) aus China  
in der EU (einschließlich des Vereinigten Königreichs) 
erreichten nach Angaben der Rhodium Group im Jahr 
2016 mit 47,4 Milliarden Euro ihren Höchststand, sind 
aber seither zurückgegangen. 2018 sanken die chi-
nesischen Investitionen auf 20,3 Milliarden Euro und 
2021 auf 10,6 Milliarden Euro, den niedrigsten Stand 
seit 2013 (berücksichtigt man das Pandemiejahr 2020 
nicht mit). Es ist unwahrscheinlich, dass sich die chi-
nesischen Investitionen im Jahr 2022 erholen wer-
den.6 Der Rückgang lässt sich größtenteils durch eine 
veränderte chinesische Wirtschaftspolitik, verstärkte 
Prüfungen von Auslandsinvestitionen, strenge Kapi-
talkontrollen und Beschränkungen aufgrund der Co-
vid-19-Pandemie erklären. Weitere Faktoren sind der 
Krieg in der Ukraine und striktere Kontrollmechanis-
men für Dual-Use-Güter in der EU, sowohl auf natio-
naler als auch auf europäischer Ebene. 

Was die europäischen Direktinvestitionen in China  
betrifft, so haben sich nach Angaben der Rhodium 
Group zwei Trends verstärkt. Der erste ist eine stär-
kere Konzentration der europäischen ADI in Bezug 

6   	 Bericht der Rhodium Group, Chinese FDI in Europe: 2021 Update, April 2022:  
https://rhg.com/research/chinese-fdi-in-europe-2021-update/ (abgerufen am 10. Oktober 2022).

7   	 Rhodium Group, The Chosen Few: A Fresh Look at European FDI in China, September 2022:  
https://rhg.com/research/the-chosen-few/ (abgerufen am 10. Oktober 2022).

auf Unternehmen und Sektoren: Die Top-10-Pro-
zent-Investoren machten in den vergangenen vier 
Jahren (2018-2021) 80 Prozent aller europäischen Di-
rektinvestitionen in China aus. Darüber hinaus ent-
fallen fast 70 Prozent der ADI auf fünf Sektoren: 
Automobilbau, Lebensmittelverarbeitung, Pharma/
Biotechnologie, Chemie und Konsumgüterherstel-
lung. Der zweite Trend ist eine stärkere Konzentra-
tion der Länder. In den letzten vier Jahren entfielen 
im Durchschnitt 87 Prozent der Gesamtinvestitionen 
auf nur vier Länder: Deutschland, die Niederlande, 
das Vereinigte Königreich und Frankreich. Und un-
ter diesen haben allein vier deutsche Unternehmen 
– Volkswagen, BMW, Daimler und BASF – zwischen 
2018 und 2021 wertmäßig 34 Prozent aller europäi-
schen ADI in China getätigt. Während einige gro-
ße (oft deutsche) Unternehmen ihre Investitionen 
in China ausbauen, halten sich viele andere Unter-
nehmen mit neuen Investitionen zurück.7 Ziel dieser 
neuen Investitionen aus Deutschland ist es, verstärkt 
lokal für den lokalen Markt zu fertigen. Einerseits re-
gionalisieren viele Unternehmen ihre Produktion, um 
ihre Lieferketten vor Unterbrechungen in verschie-

2 – WARENVERKEHR ZWISCHEN DER EU UND CHINA 2017-2021 IN MIO. EUR

Quelle: Europäische Kommission, GD Handel, Europäische Union, Warenhandel mit China  
https://webgate.ec.europa.eu/isdb_results/factsheets/country/details_china_en.pdf (abgerufen am 11. Oktober 2022).
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denen Teilen der Welt zu schützen, andererseits 
setzen die chinesischen Behörden die Unterneh-
men auch unter Druck, um Technologietransfer zu 
gewährleisten.

CHINA: NOCH IMMER 
PARTNER, KONKURRENT UND 
SYSTEMISCHER RIVALE – DOCH 
DIE RIVALITÄT NIMMT ZU

Die Vereinigten Staaten haben eine klare Haltung 
gegenüber China: Sie sehen das Land als nicht-de-
mokratischen Rivalen an, der die wirtschaftliche, 
militärische und technologische Macht und Vor-
herrschaft der USA bedrohe. Mit seiner Industrie-
strategie „Made in China 2025“ fördere Peking aktiv 
wirtschaftliche Schlüsselsektoren, um zur techno-
logischen Supermacht zu werden und die USA zu 
überholen. 

Auch die EU hat ihre Haltung seit der Verabschie-
dung ihrer China-Strategie im Mai 2019 geändert, in 
der China sowohl als Kooperationspartner als auch 
als wirtschaftlicher Konkurrent und Systemriva-
le bezeichnet wird. Diese Einschätzung trifft gene-
rell noch immer zu, doch müssen Deutschland und 
die EU unter anderem aufgrund von Chinas kom-
plizenhafter Unterstützung des russischen Krieges 
gegen die Ukraine ihre Haltung gegenüber der Volks-
republik überdenken. Die Vertrauensbasis für eine 
Partnerschaft schwindet, während sich die System-
rivalität verschärft. So wäre ein ernsthafter Konflikt 
zwischen China und Taiwan ein geopolitisches Risiko 
mit schwerwiegenden politischen und wirtschaftli-
chen Auswirkungen für die EU. Was die Zusammen-
arbeit zwischen der EU und China bei wichtigen 
globalen Themen wie dem Klimawandel und der 
Pandemieprävention angeht, waren die letzten Jah-
re schwierig.

Die EU hat mehrere unilaterale Instrumente entwi-
ckelt, um mit China als „unfairem“ wirtschaftlichen 
Konkurrenten umzugehen und in wirtschaftli-
cher Hinsicht gleiche Wettbewerbsbedingungen zu 
schaffen. Im Bereich des Handels hat die EU meh-
rere sogenannte autonome Maßnahmen eingeführt, 
um den negativen Auswirkungen des chinesischen 
Wirtschaftsmodells – insbesondere der dominan-

8   	 Clemens Fuest, Lisandra Flach, Florian Dorn, Lisa Scheckenhofer, vbw Studie, erstellt vom ifo-Institut, Geopolitische Herausforderungen und ihre 
Folgen für das deutsche Wirtschaftsmodell, August 2022: https://www.ifo.de/publikationen/2022/monographie-autorenschaft/geopolitische-
herausforderungen (abgerufen am 19. Oktober 2022); Gabriel Felbermayr, Steffen Gans, Hendrik Mahlkow, Alexander Sandkamp, Decoupling Europe, 
Kiel Policy Brief, Kieler Institut für Weltwirtschaft: https://www.ifw-kiel.de/publications/kiel-policy-brief/2021/decoupling-europe-16271/  
(abgerufen am 19. Oktober 2022).

ten Rolle des Staates und konkret der KPCh – ent-
gegenzuwirken. Dazu gehören die Einführung einer 
europäischen Investitionsprüfung, Antisubventi-
onsmaßnahmen und ein internationales Beschaf-
fungsinstrument (IPI). Die EU entwickelt zudem ein 
Instrument zur Verhinderung von Zwangsmaßnah-
men, um gegen Chinas Sanktionsspraxis vorzuge-
hen, wie sie kürzlich im Streit mit Litauen angewandt 
wurde, nachdem Litauen Taiwan die Eröffnung einer 
eigenen Vertretung in Vilnius erlaubt hatte.

Darüber hinaus zeigen die Stärkung der EU-Handels-
politik mit Schwerpunkt auf Durchsetzungsfähigkeit 
(Februar 2021), eine koordinierte EU-Industriepo-
litik (z. B. das Europäische Chip-Gesetz von Febru-
ar 2022), die Konnektivitätsstrategie und die digitale 
Strategie, dass sich die EU im Wettbewerb mit China 
besser positionieren will. 

GESCHÄTZTES AUSMASS EINES 
HANDELSKRIEGS MIT CHINA: 
KONZENTRIERTE RISIKEN UND 
DYNAMISCHE AUSWIRKUNGEN

Da die geopolitischen Risiken zunehmen, haben Ex-
pertinnen und Experten versucht, in mehreren Stu-
dien die potenziellen Kosten eines Handelskriegs 
mit China beziehungsweise einer Abkopplung von 
der Volksrepublik für Deutschland und die EU ab-
zuschätzen. Die Standardhandelsmodelle kommen 
auf Kosten von 0,5 bis 1,5 Prozent des BIP.8 Dies wä-
re zwar deutlich höher als die Kosten von Handels-
hemmnissen infolge des Brexits, würde aber nicht 
zu einem katastrophalen Zusammenbruch der deut-
schen und der EU-Volkswirtschaft führen. Es gibt 
drei einfache Gründe für diese eher zurückhalten-
de Einschätzung der Gesamteffekte auf den Handel:

Erstens berücksichtigen Handelsmodelle die Umlen-
kung des Handels auf andere Handelspartner. Wenn 
der Handel mit China durch einen Handelskonflikt 
beeinträchtigt wird, können sich Unternehmen im 
Laufe der Zeit anpassen und Handel mit Nachbarlän-
dern wie etwa aus der ASEAN-Region treiben. 

Zweitens können Handelsmodelle Störungen in 
den Wertschöpfungsketten, die sich aus der Kon-
zentration von Risiken auf bestimmte, spezialisier-
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te Produkte ergeben, nur schwer erfassen. Bei einer 
Konfrontation wegen Taiwan würden die Lieferket-
ten für einige wichtige Produktionsmittel erheblich 
beeinträchtigt werden. Das taiwanesische Unterneh-
men TSMC hält beispielsweise zusammen mit dem 
südkoreanischen Unternehmen Samsung ein Duo-
pol für die Herstellung von High-End-Chips.9 Eine 
mögliche Unterbrechung der weltweiten Versor-
gung würde sich auf wichtige Wertschöpfungsket-
ten auswirken, in denen Chips von entscheidender 
Bedeutung sind und nur sehr schwer ersetzt wer-
den können. Die daraus resultierenden gesamtwirt-
schaftlichen Kosten könnten daher höher sein. 

Drittens werden Investitionsbestände und damit 
verbundene Produktionskapazitäten in den Handels-
modellen nicht erfasst, sind aber für Unternehmen 
wichtig. Viele große deutsche Unternehmen der Au-
tomobilindustrie (insbesondere Volkswagen, BMW 
und Daimler) exportieren nicht nur, sondern haben 
auch große Produktionsstätten in China (siehe Ab-
schnitt über die wirtschaftlichen Verflechtungen). 
Auch wenn das BIP weniger anfällig für Investitions-
risiken ist, würden Aktionärinnen und Aktionäre von 
Unternehmen im Falle eines größeren Konflikts mit 
Sicherheit Verluste erleiden. Solche möglichen Ver-
luste sollten jedoch bereits in den Aktienmärkten 
eingepreist sein.

Schließlich werden die dynamischen Vorteile, die 
sich aus dem Handel über Innovationsprozesse er-
geben, von statischen Handelsmodellen nicht erfasst. 

Insgesamt sind die Risiken für die Wertschöpfung in 
Europa und Deutschland möglicherweise größer, als 
es die Handelsmodelle vermuten lassen, da die Wert-
schöpfungsketten, wenn es kaum alternative Lie-
feranten gibt, unter Umständen gefährdet werden 
könnten.

Die wirtschaftlichen Auswirkungen einer möglichen 
geopolitischen Eskalation wären für China jedoch 
nicht gravierend, da die EU im Jahr 2021 nur 15,4 Pro-
zent der Exporte Chinas ausmachte (USA: 17,1 Pro-
zent).10 Politische Verantwortliche sollten sich daher 
von der Illusion verabschieden, dass China von einer 
wichtigen geopolitischen oder sicherheitspolitischen 
Entscheidung absehen würde, um wirtschaftlichen 
Schaden zu vermeiden. 

9   	 Siehe zum Beispiel Poitiers, N. und P. Weil (2021) „A new direction for the European Union‘s half-hearted semiconductor strategy“,  
Policy Contribution 17/2021, Bruegel.

10   	Statistica, Distribution of Chinese Exports in 2021, by Trade Partner:  
https://www.statista.com/statistics/270326/main-export-partners-for-china/ (abgerufen am 19. Oktober 2022).

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Die Bundesregierung muss mit EU-Partnerländern 
bereits vor dem Besuch von Olaf Scholz in China ih-
re Haltung gegenüber der Volksrepublik grundlegend 
überdenken und sich positionieren. Ein geschlosse-
nes Auftreten der Union sollte oberste Priorität ha-
ben. Bisher wurden immer wieder Besuche einzelner 
Regierungsoberhäupter von China genutzt, um die 
europäische Einheit zu schwächen. Seit dem Ver-
trag von Lissabon hat die EU die ausschließliche 
Zuständigkeit sowohl für den Handel als auch für 
Direktinvestitionen, sodass der Bundeskanzler kei-
ne internationalen Handels- und Investitionsverträ-
ge aushandeln kann. Olaf Scholz sollte sich deutlich 
von seiner Vorgängerin Angela Merkel distanzieren 
und die EU-Partner in dieser Hinsicht beruhigen. Um 
dies zu erzielen, sollte die Bundesregierung Folgen-
des berücksichtigen:

Besseres Risikomanagement von Unternehmen 
durch klare Botschaften der Regierung
Lieferketten werden von Unternehmen, nicht von 
Regierungen gestaltet. Regierungen können nur die 
Rahmenbedingungen für Unternehmen schaffen und 
Anreize bieten, damit sie sich der geopolitischen Ri-
siken stärker bewusst werden. Dazu bedarf es ein-
deutiger politischer Botschaften auf höchster Ebene 
– unter anderem, wenn Unternehmensvorstände an 
Regierungsreisen nach China teilnehmen –, dass die 
Folgen geopolitischer Risiken bei Aktien von den Ak-
tionärinnen und Aktionären getragen werden müs-
sen. Genau das war der wesentliche Grund dafür, 
dass sich mehr als 1.000 internationale Unterneh-
men nach dem russischen Einmarsch in der Ukraine 
aus Russland zurückgezogen haben. Der große Un-
terschied zu China besteht jedoch darin, dass die Bi-
lanzrisiken für einige Unternehmen erheblich größer 
sind als in Russlands Fall. 

Neben der Bewältigung von Bilanzrisiken, die sich 
aus der direkten Exposition ergeben, müssen Un-
ternehmen im Falle eines größeren geopolitischen 
Konflikts die Kontinuität ihrer Geschäftstätigkeit si-
cherstellen. Dazu müssen häufig wesentliche Teile 
der Wertschöpfungsketten dupliziert werden.

Eine kritische Überprüfung der derzeitigen Finanz-
garantien, die unter Umständen Anreize für eine 
übermäßige Risikobereitschaft von Unternehmen 



7Nr. 34 | ﻿

POLICY BRIEF Risikomanagement in den europäisch-chinesischen Wirtschaftsbeziehungen

schaffen, wäre somit eine unmissverständliche Bot-
schaft der Regierung. Dazu gehören auch strengere 
Bedingungen für externe Investitionsgarantien wie 
sie das deutsche Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz in Erwägung zieht. Die politischen 
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger 
sollten daher staatliche Investitionsgarantien für 
Geschäfte in China und anderen Ländern abschaffen. 
Die Bewertung des geopolitischen Risikos wäre umso 
dringlicher, wenn die Unternehmen dem wirtschaft-
lichen Zwang durch China ausgesetzt wären.

Regierungen sind ebenfalls in der Lage, den Han-
del mit Autokratien einzuschränken, die die Men-
schenrechte missachten. Zu den bestehenden 
Maßnahmen der EU gehören das Importverbot für 
Produkte aus Zwangsarbeit (September 2022) und 
die Sorgfaltspflichtverordnung.

Die wirksamste Antwort auf eine hohe Anfälligkeit 
gegenüber China ist Diversifizierung. Australische 
Unternehmen, die direkt chinesischem Druck ausge-
setzt sind, haben diesen Weg bereits eingeschlagen.11 
Sie verfolgen zunehmend eine „China Plus One“-
Strategie, also die Ausweitung von Geschäftstätig-
keiten und Lieferketten auf alternative Zielländer 
jenseits von China. Darüber hinaus schaffen austra-
lische Unternehmen neue Industriekapazitäten, die 
nicht von chinesischen Importen abhängig sind. Eu-
ropäische Unternehmen können von diesem Ansatz 
lernen.

Regierungen können die Unternehmensvorstän-
de bei der Diversifizierung von Handel und Produk-
tion unterstützen, indem sie ehrgeizige zusätzliche 
EU-Handelsabkommen aushandeln und umsetzen. 
Solche Abkommen erleichtern den bilateralen und 
regionalen Handel durch den Abbau von Handels-
schranken und den verbesserten Zugang zu Märk-
ten für Handel und Investitionen. Nach Angaben der 
Europäischen Kommission vom Oktober 2022 haben 
die EU-Exporte im Rahmen von Freihandelsabkom-
men im Jahr 2021 die Marke von einer Billion Euro 
überschritten. Darüber hinaus stiegen die europäi-
schen Exporte zu den präferierten Handelspartnern 
(ohne das Vereinigte Königreich) zwischen 2020 und 
2021 stärker (16 Prozent) als die europäischen Expor-
te zu allen Handelspartnern (13 Prozent). 12

11   	David Uren, Australia‘s trade diversification away from China picks up pace, Australian Strategic Policy Institute (ASPI), 13.10.2022:  
https://www.aspistrategist.org.au/australias-trade-diversification-away-from-china-picks-up-pace/ (abgerufen am 19. Oktober 2022).

12   	Europäische Kommission, Der Wert von EU-Ausfuhren im Rahmen von Freihandelsabkommen überschreitet eine Billion EUR, Pressemitteilung,  
11. Oktober 2022.

Es sollte daher für Deutschland oberste Priorität 
sein, die EU bei dem Abschluss von Freihandelsab-
kommen zu unterstützen. Der nächste Schritt für die 
EU-Handelspolitik sollte die schnelle Ratifizierung 
des umfassenden Wirtschafts- und Handelsabkom-
mens (CETA) der EU mit Kanada (durch Deutschland) 
sein, damit das Abkommen vollumfänglich zum Ein-
satz kommen kann. Gleichzeitig sollten zügig Mo-
dernisierungsabkommen mit Chile und Mexiko sowie 
neue Freihandelsabkommen mit Australien und Neu-
seeland abgeschlossen beziehungsweise ratifiziert 
werden. Weitere geopolitisch und wirtschaftlich 
wichtige Handelspartner der EU sind Indonesien und 
die Mercosur-Staaten.

Wichtig wäre es in diesem Zusammenhang auch,  
Anreize für die Partnerländer zu schaffen, neue  
Industriecluster zu bilden, damit sie miteinander 
verknüpfte Lieferketten entwickeln. Dies ist in China 
häufig der Fall und sollte auch in anderen Partner-
ländern aufgebaut werden, um die Diversifizierung 
zu erleichtern. Bei der Aushandlung von Handelsab-
kommen sollte die EU bereit sein, ihre Märkte weiter 
zu öffnen, auch für fortgeschrittene Produkte, um 
Handelsabkommen für Entwicklungsländer attrakti-
ver zu machen.

Stärkung der Lieferketten durch die Überprüfung 
nationaler Sicherheitsrisiken und übermäßig kon-
zentrierter Risiken
Die wichtigste politische und wirtschaftliche Auf-
gabe besteht darin, sich trotz des schwierigen geo-
ökonomischen Umfelds weiterhin für ein offenes 
und globales Welthandelssystem einzusetzen. Denn 
ein zunehmend fragmentiertes Handelssystem be-
deutet mehr Unsicherheit, eine geringere Fähigkeit, 
Schocks aufzufangen, und möglicherweise eine welt-
weite Rezession. Das wiederum heißt, dass wir ro-
buste globale Regeln und starke globale Institutionen 
wie die WTO brauchen, um den Handel zu erleich-
tern und globale Handels- und Investitionskonflikte 
zu entschärfen. Das stärkt auch die Widerstandsfä-
higkeit der Lieferketten.

Dennoch ist eine gewisse Entkopplung aus Gründen 
der nationalen Sicherheit gerechtfertigt. Dual-Use-
Technologien müssen geschützt werden. Außerdem 
müssen Sicherheitsrisiken, die sich aus der wirt-
schaftlichen Integration ergeben, beispielsweise im 
Zusammenhang mit der IT-Infrastruktur oder dem 
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Datenmanagement, direkt in Angriff genommen wer-
den. Dazu bedarf es jedoch einer genauen Justierung, 
denn Entkopplung und Blockbildung führen zu Effi-
zienzverlusten, verringern die Innovation und schaf-
fen neue Spaltungen. Eine Fragmentierung sollte 
somit soweit wie möglich vermieden werden. 

Darüber hinaus muss die EU konzentrierte Risi-
ken kritisch bewerten. Sie muss durch Diversifizie-
rung die übermäßige Abhängigkeit von bestimmten 
zentralen Produkten in der Wertschöpfungsket-
te beheben, die im „Arbeitsdokument der Kommis-
sionsdienststellen über Strategische Abhängigkeiten 
und Kapazitäten“ von Mai 2021 (aktualisiert 2022) ge-
nannt werden.13

Zu diesen kritischen Produkten, die sechs Prozent 
der europäischen Importe ausmachen, gehören un-
ter anderem Halbleiter und bestimmte seltene Erden 
und Rohstoffe, die für den grünen Wandel der Wirt-
schaft wichtig sind. Auf einigen dieser Märkte hält 
China derzeit Marktanteile von über 80 oder sogar 
90 Prozent. Das stellt eine große Schwachstelle für 
die Weltwirtschaft dar, die dringend behoben wer-
den muss.

Solarmodule sind ein weiteres Beispiel für ein konzen-
triertes Risiko, denn der Großteil der weltweiten Pro-
duktion befindet sich in China. Laut Eurostat entfielen 
im Jahr 2020 75 Prozent der europäischen Einfuhren 
von Solarmodulen auf China (siehe Abbildung 3). 

Diese Abhängigkeiten stellen die EU vor ein weiteres 
Problem: Die chinesische Solarmodulindustrie ist auf 
wichtige Komponenten angewiesen, die in der Regi-
on Xinjiang unter Einsatz von uigurischen Zwangsar-
beiterinnen und -arbeitern hergestellt werden. Die 
EU steht daher vor dem Dilemma, entweder weiter-
hin billige Importe von Solarmodulen zu beziehen, 
die den Grünen Deal ermöglichen, und dafür massi-
ve Menschenrechtsverletzungen zu dulden oder ge-
gen letztere vorzugehen und durch den Boykott von 
Solarmodulen aus der Region selber Nachteile zu er-
leiden. Unabhängig davon könnte nun ein von der EU 
im September 2022 vorgeschlagenes Verbot von Pro-
dukten (Verkauf, Ein- und Ausfuhr), die unter Einsatz 
von Zwangsarbeit hergestellt wurden,  auch die Ein-
fuhr chinesischer Solarmodule betreffen.

13   	Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen, Strategic Dependencies and Capacities, Mai 2021:  
https://ec.europa.eu/info/files/staff-working-document-strategic-dependencies-and-capacities_en (abgerufen am 19. Oktober 2022); 
Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen, EU Strategic Dependencies and Capacities: Second Stage of in-depth Reviews, Februar 2022:   
https://ec.europa.eu/search/?QueryText=Staff+working+document+-+Strategic+dependencies+and+capacities&op=Search&swlang=en&form_build_
id=form-fzdBMfCyLhNk21BzpPBT8626-LkpT9AArAd-VyWkSP0&form_id=nexteuropa_europa_search_search_form (abgerufen am 19. Oktober 2022).

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass 
die genannten Anfälligkeiten nur wenige Produkte 
betreffen. Auch wenn diese besonders wichtig sind, 
sollte die EU deswegen nicht ihre gesamte Handels-
strategie ändern. Stattdessen braucht sie eine maß-
geschneiderte Handels- und Investitionsstrategie für 
diese Produkte. Auf der Handelsseite sollte die EU al-
le Einfuhrschranken für Rohstoffprodukte abbauen, 
bei denen sie zu sehr von einzelnen Lieferanten aus 
China abhängig ist. Zudem sollte sie für europäische 
Hersteller den Marktzugang in Ländern aushandeln, 
in denen die heimischen Abbaukapazitäten für Roh-
stoffe begrenzt sind. 

Modernisierung der europäischen Industriepolitik
Auch für die deutsche und europäische Industrie 
stellt die Rivalität mit China eine Herausforderung 
dar. China entwickelt sich zu einem großen Konkur-
renten in den Hightech- und Wachstumsbranchen 
und versucht mit seiner „Made in China 2025“-Stra-
tegie durch gezielte Industriepolitik größere Tei-
le der Wertschöpfungskette zu erobern. Das stellt 
die politischen Entscheidungsträgerinnen und Ent-
scheidungsträger in der EU und in Deutschland vor 
Schwierigkeiten. Denn der Ansatz der EU bestand 
in der Vergangenheit darin, gleiche Wettbewerbs-
bedingungen auf dem Binnenmarkt zu gewährleis-
ten und zu verhindern, dass nationale Subventionen 
diesen verzerren. Die EU-Institutionen sowie politi-
schen Verantwortlichen aus den Mitgliedstaaten wie 
zum Beispiel der ehemalige deutsche Wirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier haben die Herausforderung er-
kannt, die sich aus diesen großen Unterschieden in 
den Wirtschaftsmodellen ergibt. So reagierte die EU 
darauf mit verschiedenen neuen Ansätzen wie dem 
„Important Project of Common European Interest“ 
(IPCEI), den sogenannten wichtigen Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse. Dennoch 
bleibt die Gesamtstrategie unklar.  

So sollten unter anderem durch eine gezielte (und 
nicht ausufernde) Industriepolitik neue Märkte und 
Produkte erschlossen werden, bei denen Europa füh-
rend ist. Auch China und die USA haben ihre staat-
lichen Fördermaßnahmen zur Entwicklung und 
zum Wachstum von Industrien wie grünem Was-
serstoff, Chip-Produktion und anderen verstärkt. 
Doch ein bloßes Kopieren des chinesischen Ansatzes  
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3 – AUSSERGEMEINSCHAFTLICHE IMPORTE UND EXPORTE  
VON SOLARMODULEN*

* Aufgrund der Rundung von Dezimalstellen summieren sich die Tortendiagramme nicht auf 100%.  
Quelle: Eurostat, Internationaler Handel mit Erzeugnissen im Zusammenhang mit grüner Energie, Oktober 2021:   
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=International_trade_in_products_related_to_
green_energy&stable=1 (letzter Zugriff am 10. Oktober 2022).
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würde den Stärken Deutschlands und Europas nicht 
gerecht werden. Auch die von Altmaier vorgeschla-
gene industriepolitische Strategie war nicht geeignet 
und wurde zu Recht weithin als unvereinbar mit der 
Marktwirtschaft sowie als Nachteil für die inländi-
schen Verbraucherinnen und Verbraucher kritisiert. 
Daher braucht es einen neuen industriepolitischen 
Ansatz. Grundlagenforschung, Bildungspolitik, ver-
besserte Rahmenbedingungen für Unternehmen und 
die Entwicklung von Risikokapitalmärkten müssen 
ein zentraler Bestandteil dieser Strategie sein. 

Ungeachtet der hier skizzierten Lage, gibt es keinen 
Grund zur Verzweiflung. Chinas Wirtschaftswachs-
tum war in den letzten Jahrzehnten wahrlich be-
eindruckend, doch die Anzeichen mehren sich, dass 
die Ära des großen chinesischen Wachstums zu En-
de geht. Die Erwerbsbevölkerung der Volksrepub-
lik schrumpft und wird in den nächsten Jahrzehnten 
aufgrund des demografischen Wandels weiter er-
heblich zurückgehen. Kapitalinvestitionen waren in 
letzter Zeit eher unproduktiv, wobei die Probleme im 
Immobilienbereich nur ein Zeichen dafür sind. Der 
Erfolg von Chinas Technologiepolitik ist zwar in aller 
Munde, wird aber möglicherweise überschätzt.

FAZIT

Anstatt die wirtschaftliche Integration generell zu 
verringern, sollten die Bundesregierung und ihre 
EU-Verbündeten eine Vertiefung der globalen wirt-
schaftlichen Integration mit Ländern außerhalb Chi-
nas anstreben. Eine solche Diversifizierung würde 
das Wirtschaftssystem und die Lieferketten gegen-
über geopolitischen Schocks widerstandsfähiger ma-
chen und neue Wachstumsvorteile schaffen.

Deutschland und die EU sehen sich mit steigenden 
Kosten und Unsicherheiten im Umgang mit Chi-
na konfrontiert. Wir sind überzeugt davon, dass sich 
Unternehmen mit den operativen Risiken befassen 
sollten, die sich aus der geopolitischen Fragmen-
tierung ergeben. Unternehmensvorstände müssen 
der Geschäftskontinuität in Worst-Case-Szenarien 
höchste Priorität einräumen. Regierungen sollten 
Diversifizierungsstrategien mit neuen Handelsab-
kommen unterstützen und gleichzeitig finanzielle 
Anreize und Versicherungsleistungen für Aktivitä-
ten in China vermeiden. Eine Entkopplung in sicher-
heitssensiblen Bereichen ist wichtig. Schließlich 
sollte verstärkt über die Entwicklung einer geziel-
ten, jedoch nicht ausufernden industriepolitischen 
Strategie diskutiert werden. Um der chinesischen 
Konkurrenz die Stirn bieten zu können, sind ein ge-
stärkter Binnenmarkt, Innovation und verbesserte 
inländische Investitionsbedingungen für die EU von 
entscheidender Bedeutung.
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